
Es ist dringend notwendig, 
die Geiseln in Gaza zu befrei-
en, das Blutvergiessen in Is-
rael und Palästina zu been-
den, dauerhafte Sicherheit 
für das israelische und das 
palästinensische Volk zu 
schaffen, das Streben des 
palästinensischen Volkes 
nach einem souveränen 
Staat zu verwirklichen und 

einen Prozess echter nachhaltiger Entwicklung in 
der Region «Östliches Mittelmeer – Naher Osten» 
(EMME) einzuleiten. Dies kann durch die sofortige 
Aufnahme Palästinas als UN-Mitgliedstaat in die 
Wege geleitet werden.

Palästina ist bereits weitgehend als souveräner 
Staat anerkannt, und zwar (ab Juni 2023) von 
139 der 193 UN-Mitgliedstaaten, wenn auch nicht 
von den USA oder den meisten Ländern der Euro-
päischen Union (Schweden hat Palästina 2014 
anerkannt,1 und Spanien hat kürzlich einen mögli-
chen Schritt zur Anerkennung signalisiert2). Für 
die Diplomatie und die Teilnahme an globalen An-
gelegenheiten, die über das Schicksal Palästinas 
entscheiden, ist das Land jedoch noch nicht Mit-
glied der UNO. Am 23. September 2011 beantrag-
te die Palästinensische Autonomiebehörde3 die 
Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen im Ein-
klang mit den jahrzehntelangen Resolutionen des 
UN-Sicherheitsrats, in denen eine Zweistaatenlö-
sung auf der Grundlage der Grenzen von vor 1967 
gefordert wird. Das Schreiben wurde ordnungs-
gemäss an den Ausschuss des Sicherheitsrats 
für die Aufnahme neuer Mitglieder weitergeleitet.

Wie der palästinensische Präsident Mahmoud 
Abbas in dem Bewerbungsschreiben feststellte:

«Das Recht des palästinensischen Volkes auf 
Selbstbestimmung und Unabhängigkeit und die 

Vision einer Zwei-Staaten-Lösung für den israe-
lisch-palästinensischen Konflikt wurden von der 
Generalversammlung in zahlreichen Resolutio-
nen festgeschrieben, darunter unter anderem die 
Resolutionen 181 (II) (1947), 3236 (XXIX) (1974), 
2649 (XXV) (1970), 2672 (XXV) (1970), 65/16 
(2010) und 65/202 (2010) sowie die Resolutio-
nen 242 (1967), 338 (1973) und 1397 (2002) des 
Sicherheitsrates der Vereinten Nationen und das 
Gutachten des Internationalen Gerichtshofs vom 
9. Juli 2004 (zu den rechtlichen Folgen des Mau-
erbaus in den besetzten palästinensischen Ge-
bieten). Darüber hinaus hat sich die überwiegen-
de Mehrheit der internationalen Gemeinschaft 
für unsere unveräusserlichen Rechte als Volk, 
einschliesslich des Rechts auf Staatlichkeit, ein-
gesetzt, indem sie den Staat Palästina auf der 
Grundlage der Grenzen vom 4. Juni 1967 mit Ost-
Jerusalem als Hauptstadt bilateral anerkannt 
hat, und die Zahl dieser Anerkennungen nimmt 
von Tag zu Tag zu.»

Nach der Vorlage im UN-Sicherheitsrat arbeiteten 
die USA hinter den Kulissen im Mitgliedschafts-
ausschuss daran, den Antrag zu stoppen, obwohl 
es im Ausschuss, im UN-Sicherheitsrat selbst 
und in der UN-Generalversammlung eine überwäl-
tigende Unterstützung dafür gab.4 Der UN-Sicher-
heitsrat hat wegen des Widerstands der USA 
nicht einmal über den Antrag Palästinas abge-
stimmt, und Palästina hat sich damals mit dem 
Beobachterstatus (ohne Stimmrecht) begnügt. 
Der UN-Sicherheitsrat sollte den Antrag Palästi-
nas jetzt, ein Dutzend Jahre später, genehmigen, 
aber dieses Mal mit der öffentlichen Anerken-
nung dessen, was die USA die ganze Zeit behaup-
tet, aber nie wirklich unterstützt haben: volle 
Staatlichkeit und UN-Mitgliedschaft für Palästi-
na.

Netanjahus Krieg dient offensichtlich nicht der 
Suche nach einem gerechten Frieden. Netanjahu 
und sein Kabinett lehnen die Zweistaatenlösung 
ausdrücklich ab, wollen die Palästinenser im Gaz-
astreifen und im Westjordanland unterwerfen und 
schlagen weitere israelische Siedlungen im be-
setzten Palästina5 sowie eine dauerhafte israeli-
sche Souveränität über Ostjerusalem vor.6 Ihre Po-
litik kommt einer Apartheid7 und ethnischen Säu-
berung8 gleich. Gerade wegen dieser Ungerech-
tigkeiten wird der Krieg wahrscheinlich zu einem 
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regionalen Krieg eskalieren und die Hisbollah, den 
Iran und andere mit einbeziehen, wenn nicht eine 
gerechte politische Lösung gefunden wird.

Vor dem 7. Oktober versuchte Netanjahu, die 
Beziehungen zu den arabischen Staaten zu «nor-
malisieren», ohne dabei die Notwendigkeit eines 
palästinensischen Staates anzusprechen, doch 
dieser zynische Ansatz war zum Scheitern verur-
teilt. Ein echter und dauerhafter Frieden kann nur 
in Verbindung mit politischen Rechten für das 
palästinensische Volk erreicht werden.

Wahre Friedensführer auf beiden Seiten sind 
immer wieder gemartert worden, darunter der 
grosse ägyptische Führer Anwar Sadat und der 
mutige israelische Premierminister Yitzhak Ra-
bin, die beide getötet wurden, weil sie ein friedli-
ches Zusammenleben predigten. Unzählige wei-
tere Palästinenser und Israelis, deren Namen wir 
nicht einmal kennen, sind ebenfalls auf der Su-
che nach Frieden zwischen Israelis und Palästi-
nensern gestorben, Opfer von Terrorismus, der 
oft von Extremisten innerhalb ihrer eigenen Ge-
meinschaften ausgeht.

Trotz dieser schwerwiegenden Hindernisse 
gibt es einen klaren Weg zum Frieden durch die 
UNO, denn die arabischen und islamischen Nati-
onen fordern seit langem einen Frieden mit Israel 
auf der Grundlage der Zweistaatenlösung, wie 
sie von der Palästinensischen Behörde gefordert 
wird. Auf dem ausserordentlichen gemeinsamen 
arabisch-islamischen Gipfel in Riad am 11. No-
vember gaben die arabischen und islamischen 
Führer die folgende Erklärung zugunsten einer 
Zweistaatenlösung ab:9

«So bald wie möglich sollte ein glaubwürdiger 
Friedensprozess auf der Grundlage des Völker-
rechts, legitimer internationaler Resolutionen 
und des Grundsatzes ‹Land für Frieden› eingelei-
tet werden. Dies sollte innerhalb eines bestimm-
ten Zeitrahmens und auf der Grundlage der Um-
setzung der Zwei-Staaten-Lösung mit internatio-
nalen Garantien geschehen, die zu einem Ende 
der israelischen Besetzung der palästinensi-
schen Gebiete, einschliesslich Ost-Jerusalem, 
des besetzten syrischen Golan, der Shebaa-Far-
men, der Kafr-Hügel, Shoba und der Aussenbe-
zirke der libanesischen Stadt Al-Mari, führen.» 

Die arabischen und islamischen Führer verwie-
sen insbesondere auf die arabische Friedensiniti-
ative aus dem Jahr 2002,10 in der bereits vor ein-
undzwanzig Jahren bekräftigt wurde, dass:

«Ein gerechter und umfassender Frieden im Na-
hen Osten ist die strategische Option der arabi-
schen Länder, die im Einklang mit der internatio-
nalen Legalität erreicht werden soll und eine ver-

gleichbare Verpflichtung seitens der israelischen 
Regierung erfordert […] [und] fordert Israel aus-
serdem auf, [unter anderem] die Errichtung eines 
souveränen, unabhängigen palästinensischen 
Staates auf den seit dem 4. Juni 1967 besetzten 
palästinensischen Gebieten im Westjordanland 
und im Gazastreifen zu akzeptieren, mit Ost-Je-
rusalem als Hauptstadt.»

Die arabischen Länder haben bereits 2002 deut-
lich erklärt, dass ein solches Ergebnis zum Frie-
den zwischen den arabischen Nationen und Isra-
el führen würde, insbesondere, dass die arabi-
schen Nationen «den arabisch-israelischen Kon-
flikt als beendet betrachten, ein Friedensabkom-
men mit Israel schliessen und allen Staaten der 
Region Sicherheit bieten würden.» Leider war Ne-
tanjahu die meiste Zeit seit 2009 an der Macht 
und hat alles getan, um die arabische Friedensin-
itiative zu ignorieren und sie aus dem Blickfeld 
der israelischen Öffentlichkeit zu halten.

Der UN-Sicherheitsrat, einschliesslich aller 
ständigen Mitglieder (P5), sollte Palästina unver-
züglich in die UN aufnehmen und sich verpflich-
ten, die Umsetzung der Zweistaatenlösung ope-
rativ und finanziell zu unterstützen, einschliess-
lich einer von Palästina willkommenen Friedens-
truppe. Insbesondere sollte die Resolution des 
UN-Sicherheitsrats die Vereinten Nationen und 
die Nachbarstaaten dazu verpflichten, sowohl Is-
rael als auch den neuen UN-Mitgliedstaat Paläs-
tina bei der Herstellung der gegenseitigen Si-
cherheit und der Entmilitarisierung der Milizen zu 
unterstützen.

Die Resolution des UN-Sicherheitsrats sollte 
die folgenden Punkte enthalten:
• Die sofortige Gründung Palästinas als 

194. UN-Mitgliedstaat mit den Grenzen vom 
4. Juni 1967, mit der Hauptstadt in Ost-Jerusa-
lem und der Kontrolle über die islamischen 
Heiligen Stätten;

• Die sofortige Freilassung aller Geiseln, ein 
dauerhafter Waffenstillstand aller Parteien 
und der Fluss humanitärer Hilfe unter Aufsicht 
der UN;

• Eine Friedenstruppe in Palästina, die haupt-
sächlich aus arabischen Staaten besteht und 
unter dem Mandat des UN-Sicherheitsrats 
operiert;

• die sofortige Entwaffnung und Demobilisie-
rung der Hamas und anderer Milizen durch die 
Friedenstruppen als Teil des Friedens;

• die Aufnahme diplomatischer Beziehungen 
zwischen Israel und allen Staaten der Arabi-
schen Liga in Verbindung mit der UN-Mit-
gliedschaft des Staates Palästina.
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Einen neuen UN-Friedens- und Entwicklungs-
fonds, wie ich ihn kürzlich im UN-Sicherheitsrat 
befürwortet habe,11 um neben anderen Zielen ein 
langfristiges, nachhaltiges Entwicklungspro-
gramm in der östlichen Mittelmeerregion zu fi-
nanzieren, das Palästina, Israel, Syrien, Libanon, 
Jordanien, Ägypten und andere Nachbarländer 
einschliesst.

Natürlich gäbe es noch viel zu verhandeln, ein-
schliesslich einvernehmlicher Grenzanpassun-
gen, aber diese Verhandlungen müssen in Frie-
den, zwischen zwei souveränen UN-Mitglieds-
staaten und unter der Schirmherrschaft des UN-
Sicherheitsrats, der UN-Generalversammlung 
und vor allem der UN-Charta und der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte geführt werden.
Quelle: https://original.antiwar.com/Jeffrey_Sachs/
2023/11/29/a-framework-for-peace-in-israel-and-palestine/, 
30. November 2023

(Übersetzung «Schweizer Standpunkt»)
1 https://www.theguardian.com/world/2014/oct/30/

sweden-officially-recognises-state-palestine

2 https://www.nakedcapitalism.com/2023/11/spanish-
government-threatens-to-break-ranks-with-eu-and-unila-
terally-recognise-palestine-as-a-sovereign-state.html

3 https://www.un.org/unispal/document/auto-insert-
184036/

4 https://www.un.org/unispal/document/auto-insert-
179982/

5 https://www.timesofisrael.com/netanyahu-hands-
smotrich-full-authority-to-expand-existing-settlements/

6 https://www.jpost.com/arab-israeli-conflict/article-
748435

7 https://www.washingtonpost.com/world/2023/08/11/
israel-palestine-apartheid-israel-scholars/

8 https://www.haaretz.com/jewish/2021-04-08/ty-article-
opinion/.highlight/theyre-israels-far-right-anti-arab-natio-
nalists-but-dont-call-them-nazis/0000017f-f0c0-d223-
a97f-fddd7efd0000

9 https://fm.gov.om/final-statement-of-extraordinary-joint-
arab-islamic-summit/

10 https://fm.gov.om/final-statement-of-extraordinary-joint-
arab-islamic-summit/

11 https://www.jeffsachs.org/newspaper-articles/
h2ljgxma4c7p336dcgrx8nab47fb5j

https://www.jeffsachs.org/newspaper-articles/h2ljgxma4c7p336dcgrx8nab47fb5j
https://www.jeffsachs.org/newspaper-articles/h2ljgxma4c7p336dcgrx8nab47fb5j
https://original.antiwar.com/Jeffrey_Sachs/2023/11/29/a-framework-for-peace-in-israel-and-palestine/
https://original.antiwar.com/Jeffrey_Sachs/2023/11/29/a-framework-for-peace-in-israel-and-palestine/

